
Fulda:  Politischer  Bericht  zur
AfD-Veranstaltung
Am vergangenem Montag haben der Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) in
Zusammenarbeit mit dem Förderverein Kultur und Umweltbildung zu einer
Veranstal tung  mit  dem  Tite l  „Wohin  geht  d ie  AfD?  Von  der
„Professorenpartei“ zur „NPD light““ eingeladen. Das Podium bestand aus
Kerstin  Köditz  (LINKE),  Ralf  Zwengel  (Grüne),  Birgit  Kömpel  (SPD)  und
Volkmar Wölk  („Rechtsextremismus-Experte“).  Die  Veranstaltung war  mit
über 50 Teilnehmer_Innen sehr gut besucht.

Wir finden es sehr gut wenn Menschen darüber diskutieren, wie man mit der
AfD umgehen sollte und woher sie eigentlich kommt. Deshalb haben auch wir
an der Veranstaltung teilgenommen. Hiermit  haben wir einen politischen
Bericht  geschrieben  mit  Statements  zu  verschiedenen  Fragen  die  offen
geblieben sind, es aber wert sind beantwortet zu werden.

Fixierung auf Wahlen

Nachdem anfangs kurz auf den Charakter der AfD eingegangen wurde und
sich alle einig waren, dass die AfD eine rechte Partei ist mit der man nicht
Zusammenarbeiten  soll,  ging  es  in  der  Debatte  mehr  um  den  lokalen
Wahlkampf und wer mit wem im Stadtparlament eine Mehrheit bilden kann
bzw. will. Das ist unserer Meinung nach ein Ausdruck von einer Fixierung auf
Wahlen und der fehlenden Erkenntnis, dass man die AfD nicht „wegwählen“
kann. Um die AfD effektiv zu bekämpfen muss ihre Organisierung unmöglich
gemacht  werden.  Man  muss  ihre  Demonstrationen  blockieren,  ihre
Ortsgruppentreffen  stören  und  ihrer  Propaganda  keinen  Platz  in  der
Gesellschaft  geben.  Was  wir  brauchen  ist  eine  bundesweit  vernetzte
Bewegung  aller  linker  Gruppen  gegen  Rassismus!

Mit der Polizei gegen Faschist_Innen?

Es ging später wieder mehr darum wie man mit der AfD umgehen solle.
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Nachdem Birgit Kömpel (SPD) der Meinung war, dass gegen die AfD mehr
Polizei und wieder mehr Respekt vor diesem Organ nötig sei, erntete sie
zurecht  Kritik  von  Kerstin  Köditz,  die  kurz  über  die  Situation  in  ihrer
Heimatstadt Leipzig berichtete und die reaktionäre Rolle der Polizei sehr gut
aufzeigte.  Dort  arbeitet  die  Polizei  relativ  offen  mit  LEGIDA,  dem noch
rechteren,  offen  faschistischen  Leipziger  PEGIDA-Ableger,  und  der  NPD
zusammen.  Mit  staatlichen  Organen  lässt  sich  der  Faschismus  nicht
zerschlagen, da beide letztlich die herrschenden Eigentumsverhältnisse des
K a p i t a l i s m u s  v e r t e i d i g e n .  S t a t t d e s s e n  b r a u c h t  e s
Selbstverteidigungsstrukturen  gegen  faschistische  Angriffe  wie  zuletzt  in
Leipzig, wo 200 Faschos ein alternatives Viertel angegriffen haben. Bericht
dazu: http://www.onesolutionrevolution.de/?p=6807

In dieser Diskussion wurde die SA von dem Rechtextremismus-Experte Wölk
als „proletarisch“ bezeichnet, was von unsere Seite mit Buh-Rufen und „Die
SA war kleinbürgerlich“ beantwortet wurde.

Verständnis von Rassismus

Trotz der richtigen Kritik an der der AfD, hatten die Menschen auf dem
Podium  kein  sehr  gutes  Verständnis  von  Rassismus.  Nachdem  ein
Redebeitrag darauf hinwies, dass es schon seit 2001 einen immer stärker
werdenden  antimuslimischen  Rassismus  gibt,  fragt  ein  REVOLUTION-
Genosse ob Rassismus nicht älter als die AfD und auch 9/11 ist und wo sein
Ursprung  zu  f inden  i s t .  W i r  denken ,  dass  Rass i smus  e in
Spaltungsmechanismus  ist  um  die  unteren  Gesellschaftsschichten
verschiedener Länder gegeneinander auszuspielen (Divide et impera). Das
nutzt einzig und alleine den Herrschenden, die ein objektives Interesse daran
haben  um  die  Unterschiede  zwischen  arm  und  Reich  zu  verwischen.
Rassismus wird nicht nur von AfD und NPD sondern von allen bürgerlichen
Parteien  und  Medien  mit  ihrer  „Das  Boot  ist  voll“  Rhetorik  geschürt.
Mittlerweile sogar von Teilen der Linkspartei. So wird der Nährboden für den
Rassismus  von  AfD,  PEGIDA und  Co  erst  geschaffen.  Der  Kampf  gegen
Rassismus muss deshalb auch mit dem Kampf gegen soziale Ungleicheit und
dem Kapitalismus als  Ganzes  verbunden werden um ihn erfolgreich und



endgültig zu beseitigen.

Aufkommen der AfD

Auch zur Frage wie die AfD aufgekommen ist, würden wir gerne noch ein,
zwei Dinge ergänzen. Es wurde richtig analysiert,  dass die AfD sich aus
unzufriedenen Schichten der CDU und FDP zusammensetzt und die Basis der
Partei  nicht  irgendwelche  Rechten,  sondern  „Ex-CDU-Wähler  mit  einem
Nettoeinkommen von 300.000 aufwärts“  sind.  Leider wurde nicht  erklärt
wieso sie sich abgespalten haben. Im Zuge der historischen Wirtschaftskrise
2007/2008  musste  sich  das  deutsche  Großkapital  irgendwie  vor  den
Auswirkungen schützen. Nachdem man mit der Agenda 2010 schon einen
massiven Angriff gegen die Arbeiter_Innenklasse gefahren hat, ernte man
nun  die  Früchte  davon.  Das  Großkapital  war  sicher,  aber  einzelne
Kapitalfraktionen,  die  stark  unter  der  Krise  litten,  waren  unzufrieden.
Während  das  Großkapital  in  Deutschland  sehr  exportorientiert  ist
(Automobilindustrie),  sind diese kleineren Kapitalfraktionen stark auf  den
deutschen Markt orientiert, der durch die allgemeine Reallohnsenkung nicht
mehr die  alte  Stärke hat.  Ende 2012,  als  immer klarer  wurde,  dass  die
Versprechungen der CDU nicht hinhauen, spalteten sich diese Fraktion dann
von der CDU ab und gründeten mit der AfD eine Partei, die ihr Interesse
vertreten  sollte.  Der  Stempel  „Euro-kritisch“  führte  dazu,  dass  das
Kleinbürgertum, eine Zwischenklasse, und reaktionäre Arbeiter_Innen, die
Angst vor einen sozialen Abstieg haben bzw. diesen erlebt haben, sich der
AfD annäherte und zu seiner reaktionären Basis wurde. Wahlplakat wie „Wir
sind nicht das Weltsozialamt“ oder „Einwanderung braucht klare Regeln“
waren kein Zufall, sondern wurden aktiv befördert. Auch von Lucke.

Perspektive

Allen anwesende war klar, dass irgendwas gegen die AfD gemacht werden
muss und sie waren durchaus gewillt sich dagegen zu organisieren.

Es bringt leider nicht viel, wenn jede Organisation oder Einzelperson etwas
alleine  gegen die  AfD macht.  Eine  gemeinsame Organisation  kommt auf



Grund der tiefgehenden politischen Differenzen nicht  in  Frage,  aber das
heißt nicht dass man keine gemeinsamen Aktionen durchführen kann. Es
braucht ein gemeinsames Bündnis mit demokratischen Strukturen in dem
man offen und frei darüber diskutieren kann, was man gegen die AfD macht
und dies dann in konkrete Aktionen umsetzt.

Deshalb haben die Organisatoren der Veranstaltung dazu aufgerufen sich am
an dem darauf folgenden Bündnis-/Netzwerktreffen zu beteiligen, was auch
bedeutete mit den undemokratischen Strukturen von dem Verein/ Bündnis
um Andreas Goerke zu brechen.

Das finden wir sehr richtig und haben uns deshalb auch an dem folgenden
Treffen beteiligt, welches aber einen eigenen Bericht wert ist.

Das  nächste  Bündnistreffen  findet  am  15.  Februar  um  19  Uhr  in  den
Räumlichkeiten des DGB statt.

VON BEN ZIMMER

100  Tage  unter  Zionisten  –
Augenzeugenbericht aus Israel

Israels  Präsident  Netanjahu,   ein
besonders harter  Verfechter einer
agressiven  Kriegspolitik,  feiert
gerade seinen Sieg für die Knesset.
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Ein wenig mehr als  3  Monate meines einjährigen Freiwilligendienstes in
Israel  sind  bereits  verstrichen.  Ein  relativ  kleiner  Zeitraum,  der  jedoch
bereits dazu ausreichte, um dieses Land und vor allem dessen Bewohner
genauer kennenzulernen:

Entgegen meiner anfänglichen Vorstellung, Israels Aggressionen würden sich
hauptsächlich  auf  die  rassistische  Besatzung  der  Westbank  und  des
Gazastreifens beziehen – und entgegen der antideutschen Darstellung eines
„Kibbuzkommunismus“ im Innern Israels – wurde mir schnell deutlich, dass
die israelische Bourgeoisie nicht nur durch den sich erneut formierenden
palästinensischen Widerstand mehr und mehr bedroht wird, sondern dass
sich Erez Israel auch von innen selbst aufzufressen scheint.

Zeichen der immer stärker werdenden Wut der israelischen Bevölkerung
gegenüber der zionistischen Bourgeoisie und insbesondere gegenüber der
ultrarechten Regierung Netanjahus waren die Massenproteste im Sommer
des vergangenen Jahres, in welchen tagtäglich bis zu 500 000 Menschen die
politische Führung Israels offen kritisierten. Inhalte der Proteste waren in
erster  Linie  Wohnraumknappheit,  Mieterhöhungen  und  Gentrifizierung,
stetig steigende Lebenshaltungskosten (ein Faktor, den auch ich als Volontär
in  voller  Härte  zu  spüren  bekomme),  sinkende  Reallöhne,  privatisierte
Sozialeinrichtungen, Sonderrechte der ultra-Orthodoxen, und auch Kritik am
Ausbau  der  jüdischen  Siedlungen  und  deren  Subventionierung  (billigere
öffentliche  Verkehrsmittel,  Steuervergünstigungen,…)  innerhalb  der
Westbank,  an  den  Aggressionen  gegenüber  dem  Iran,  an  den  massiven
Militärausgaben und an der Abriegelung Gazas.  Die Protestbewegung ist
h e u t e  a u f  G r u n d  i n n e r e r  U n g e s c h l o s s e n h e i t  u n d  w e i t
auseinanderdividierenden Ansichten kaum noch präsent – aber die Umstände
die sie auslösten und die Wut der Israelis darüber. Es scheint nur noch eine
letzte  Mieterhöhung  fehlen,  die  das  Fass  zum  überlaufen  bringt.  Die
israelische  Bourgeoisie  hat  jedoch  aus  der  Vergangenheit  gelernt  und
beantwortet Krisen im Innern stets mit militärischer Aggression nach außen.
In diesem Kontext  muss auch die Bombardierung Gazas im vergangenen
Monat  betrachtet  werden.  Denn  nichts  hat  die  Israelis  je  mehr
zusammengeschweißt  und  von  inneren  Problemen  abgelenkt  als  eine



Bedrohung  von  außen.  Nicht  zu  vergessen  sind  auch  die  anstehenden
Wahlen, welche die Regierung ähnlich wie im letzten Gazakrieg 2008 dazu
veranlassen, sich militärisch zu profilieren.

Schleichend bewegt  sich  das  ohnehin  verfassungslose  und mit  Hilfe  von
Notstandsgesetzen  regierte  Israel  währenddessen  durch  immer  mehr
autoritäre  Gesetzte  in  Richtung  Diktatur.  Beispiele  dafür  sind  das
Nakbagesetz, das es verbietet der Vertreibung der Palästinenser öffentlich zu
gedenken oder das Anti-Boykott-Gesetz,  das den Aufruf  zum Boykott  von
Produkten,  Universitäten  und  Betrieben  jüdischer  Siedlungen  im
Westjordanland unter umgerechnet 10 000 € Strafe stellt. Dies ist zudem
auch als besonders harter Schlag gegen die arabische Bevölkerung Israels zu
sehen, welche als Opfer der Besatzung nun auch noch Schadensersatz an die
Besatzer  zahlen sollen,  sobald  sie  diese  nicht  unterstützen.  Ein  weiteres
Gesetz  soll  es  NGOs  verbieten,  Spenden  von  anderen  Staaten  oder
staatsähnlichen Institutionen wie  der  EU oder  der  UN anzunehmen.  Ein
cleverer Schachzug der zionistischen Rechten, die selber hauptsächlich von
ausländischen  Bourgeois,  also  Firmen  und  Privatpersonen,  finanziell
unterstützt werden. Mithilfe eines weiteren neuen Gesetztes ist es der Polizei
erlaubt,  eine  „Zusammenrottung“  von  mehr  als  3  Personen  als  illegale
Versammlung abzustempeln, was sie dazu befugt diese sofort aufzulösen.

Israels  Staatsapparat  ist  nicht  nur
f ü r  d i e  U n t e r d r ü c k u n g  d e r
Palästinenser,  sondern  auch  der
israelischen  Arbeiterklasse,  da.

Der Oberste Gerichtshof, welcher eigentlich als politisches Gegengewicht zur
Knesset  vorgesehen  war,  wird  von  der  Likudregierung  nach  und  nach
personell  „gleichgeschaltet“.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  überhaupt
notwendig  ist,  wenn  dessen  Beschlüsse  ohnehin  ignoriert  werden.
Beispielsweise  wie  auf  die  Anordnung  des  Obersten  Gerichtshofes,  alle
Siedlungsaußenposten  außerhalb  der  „Grünen Linie“  zu  evakuieren,  jede
Reaktion der Regierung ausblieb.
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Neben  dem  stark  ausgeprägten  Überwachungsapparat,  der  E-Mail-  und
Postverkehr, Handygespräche und Chatunterhaltungen überwacht und einem
gut ausgebauten Netz aus Überwachungskameras, wird der Umweltschutz in
Israel komplett vernachlässigt.

Dass  der  Zionismus  mit  seiner  kennzeichnenden  antiarabischen  Haltung
einen rassistischen Charakter innehat, wusste ich bereits bevor ich dieses
Land kennenlernte. Dass sich dieser Rassismus aber keinesfalls nur gegen
Araber richtet wurde mir erst bewusst, als ich zum ersten Mal in Tel Aviv
war. Gleich nach meiner Ankunft an der Central Bus Station erwartete mich
im  angrenzenden  Levinski  Park  das  traurige  Bild  von  geschätzten  200
obdachlosen unter unmenschlichen Bedingungen lebenden Afrikanern. Allein
in Tel Aviv halten sich momentan 40 000 von ihnen, meistens Flüchtlinge aus
dem Sudan,  Eritrea oder Äthiopien,  auf.  So gut  wie alle  von ihnen sind
obdachlos  und  haben  nur  eine  Bleibeberechtigung,  dürfen  als  politische
Flüchtlinge  also  lediglich  nicht  abgeschoben  werden.  Auf  Grund  dieses
rechtlichen  Status  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  den  israelischen
Mindestlohn  (umgerechnet  stolze  5,45€)  und  kämpfen  sich  mit
Gelegenheitsjobs zu Hungerlöhnen durchs Leben. Ein Umstand, welcher die
Ärmsten Israelis Tel Avivs jedoch um ihre ökonomische Existenz fürchten
lässt.  Diese  Angst  entlädt  sich  seit  diesem Jahr  immer  öfter  in  blutiger
Gewalt. So gehört es in der rechten Szene bereits zum guten Ton nach einer
Kundgebung als pöbelnder Mob durch das afrikanische Viertel zu ziehen und
dort  Scheiben einzuschlagen und Afrikaner zusammenzutreten.  Selbst  im
religiösen  Jerusalem  brannte  im  Juni  dieses  Jahres  ein  Haus,  welches
ausschließlich von afrikanischen Flüchtlingen bewohnt war, komplett nieder.
Ein  Eingreifen  der  Regierung  ist  nicht  zu  erwarten.  Sie  sieht  in  den
Immigranten  hingegen  ein  „Krebsgeschwür  in  unserem  Körper“(Likud-
Abgeordnete  Miri  Regev).  Israels  Innenminister  erklärt  ferner,  dass  die
Afrikaner  nicht  verstünden,  dass  „dieses  Land  uns  gehört,  dem  weißen
Mann“.

Dem ausschweifenden Nachtleben und der wunderschönen Natur Israels, die
meinen Freiwilligendienst hier recht angenehm machen, steht natürlich die
politische Realität gegenüber. Nie hätte ich es vorher für möglich gehalten,



dass  ich  es  mal  als  normal  empfinden  würde,  neben einem israelischen
Soldaten im Bus zu sitzen, dessen Maschinengewehr auch noch halb auf
meinen Knien liegt. Nie hätte ich erwartet, dass ich nach der Arbeit mit
einem Worker meiner Arbeitsstelle noch ein Bier trinken gehe, der stolzer
Bewohner der illegalen Siedlung Gilo im Süden Jerusalems ist. Es ist nicht
unwahrscheinlich, dass das Mädchen mit dem man gestern noch in einer der
gemütlichen Jerusalemer Bars was trinken war, einen am nächsten Tag am
Checkpoint bustet oder an der Straßensperre steht, welcher man einen 1,5
stündigen Umweg zu verdanken hat. Natürlich habe ich auch schon einige
echt entspannte linke Israelis kennengelernt, jedoch muss ich mich bei den
meisten neuen Bekanntschaften stets bemühen allein den Mensch vor mir zu
sehen.

Das ganze fiel noch schwerer als der Gazakonflikt eskalierte. Als Deutscher
wurde ich ständig nach meiner Meinung dazu gefragt und in die Diskussion
gedrängt. In vielen Leuten denen ich eher eine Gleichgültigkeit in Bezug auf
Politik  unterstellt  hätte,  erwachte  spätestens  zu  diesem  Zeitpunkt  der
zionistische  Patriotismus.  Die  Schuld  dafür  sehe  ich  vor  allem  bei  den
israelischen  Medien,  die  ein  sehr  einseitiges  Bild  zeichnen.  Fast
ausschließlich werden Bilder der Zerstörung auf israelischer Seite gezeigt,
währenddessen, falls überhaupt Bilder aus Gaza zu sehen sind, nur von der
Brutalität der Hamas gegenüber der Bevölkerung Gazas die Rede ist. Es wird
der Glaube erzeugt, Israel würde Gaza bombardieren, um die Menschen in
Gaza von der Hamas zu befreien. Dieses Medienbild sollte einen jedoch kaum
wundern, wenn man sich vor Augen führt, dass Israels Medienlandschaft von
nicht mehr als 20 regierungsnahen Familien kontrolliert und finanziert wird.
Beispielsweise wird Israels meistgelesene Zeitung von einem Likud-nahen
nationalistischen  Milliardär  finanziert,  dessen  Investitionen  viele
vergleichsweise  linke  Zeitungen  vom  Markt  verdrängen.  Durch  einige
Unterhaltungen habe ich allerdings mitbekommen, dass selbst die Israelis
ihren Medien kaum vertrauen. Jedoch immer noch mehr als arabischen oder
allgemein ausländischen.

Trotz der
starken  Hegemonie  der  zionistischen  Rechten  gibt  es  aber  doch  linke



Bewegungen, in denen Israelis und Palästinenser sich vereinen.

So gab es eine Friedensdemonstration in der arabischen Stadt Nazareth,
einen Tag nach dem die ersten Raketen auf Tel Aviv geflogen waren. Die
Demonstration wurde von der sich selbst als kommunistisch bezeichnenden
Chadasch-Partei  unangemeldet  organisiert  und  wurde  von  ca.  500
mehrheitlichen  Chadasch  Anhängern  besucht.

Zum Anderen besuchte ich den „Human Rights March“ in Tel Aviv Anfang
Dezember. Es beteiligten sich ca. 2000 Menschen und die verschiedensten
Organisationen  und  Parteien.  Die  Spannbreite  ging  von  Antisexisten,
Homophobiegegnern, Arabern, Christen, Menschenrechtsgruppen, Amnesty
International über Flüchtlingsorganisationen bis hin zur mehrheitlich und
lautstark überwiegenden Chadasch.

Diese Art von gemeinsamen palästinensisch-israelischen Protesten sind
unbedingt  notwendig.  Das  israelische  Proletariat  und  auch  die
Jugendlichen  müssen  den  Zusammenhang  zwischen  ihrer  eigenen
ökonomischen  Situation  und  der  Besatzung  der  Westbank  und  Gazas
erkennen  und  begreifen,  dass  die  israelische  Bourgeoisie  und  der
Imperialismus die Hauptschuldigen dafür sind. Ihnen muss deutlich werden,
dass die massive Ausbeutung der Palästinenser als Billig-Arbeiter für die
sinkenden  Reallöhne  verantwortlich  ist.  Sie  müssen  erkennen,  dass  die
israelischen Kapitalisten das fehlende Geld im sozialen Bereich in das Militär
und die Besatzung stecken.

Genauso muss auch das palästinensische Proletariat mit der reaktionären,
korrupten  und  antisemitischen  Fatah-  und  Hamasführung  brechen.  Der
nationale  Befreiungskampf  der  Palästinenser  muss  sich  von  jeglicher
religiöser  Bindung  an  den  Islam  loslösen,  da  dessen  reaktionären  und
utopischen Schlachtrufe zum einen Frauen, als auch nationale und religiöse
Minderheiten verschrecken.  Die Palästinenser müssen begreifen,  dass sie
nicht nur von den Zionisten, sondern auch von ihrer eigenen Bourgeoisie
unterdrückt werden.
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Jüd_innen  und  Palästinenser_innen
können  gemeinsam  Palästina
befreien  und  ihre  Bourgeoisien
stürzen!

Ganz im Sinne von Marx Aufruf „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ ist
die  einzig  sinnvolle  Perspektive  zur  Befreiung  der  Palästinenser  vom
israelischen  Apartheidsregime,  als  auch  zur  Befreiung  der  israelischen
Bevölkerung von ihrer faschistoiden Bourgeoisie, ein gemeinsamer Kampf
der israelischen und palästinensischen Jugend und der Arbeiterklasse. Ziel
dabei  muss  die  Errichtung  eines  multiethischen  demokratischen
Arbeiterstaates mit völliger Gleichstellung aller Bevölkerungsteile sein. Nur
der  Bruch  des  Proletariats  mit  ihren  jeweiligen  Bourgeoisien  und  der
gemeinsame  Kampf  gegen  diese,  kann  diesen  Jahrzentelangen  Krieg
beenden. Dass die allseits hochgelobte 2-Staaten-Lösung keine Perspektive
bietet,  liegt  daran,  dass  der  entstehende  palästinensische  Ministaat
keinesfalls eine eigene ökonomische Existenzbasis hätte und damit von Israel
abhängig bliebe. Die fruchtbaren Gebiete der Region befinden sich alle auf
israelischem Territorium und auch die gesamte Wasser-und Stromversorgung
liegt in israelischer Hand. Ebenso der Arbeitsmarkt, da es Palästinensern
momentan  nur  in  seltensten  Fällen  erlaubt  ist,  eigene  Unternehmen  zu
gründen. Ein Palästina auf dem Gebiet des Westjordanlandes lässt vielmehr
die Erinnerung an das südafrikanische Bantustan zur  Zeit  der  Apartheid
wach werden: ein Territorium, in das man die „überschüssige“ Minderheit
abschieben und weiterhin als billige Arbeitskräfte nutzen kann.

REVOLUTION tritt deshalb ein für:

Die Vereinigung der palästinensischen und israelischen Jugend und
Arbeiterklasse  zur  Bekämpfung  der  zionistischen  Besatzung
Palästinas,  mit  dem  Ziel  der  Errichtung  eines  multiethischen
demokratischen  Arbeiterstaates!
Den  Schulterschluss  mit  anderen  fortschrittlichen  Kräften  der
umliegenden Länder, als auch international!
Die  Schaffung  der  Vereinigten  sozialistischen  Staaten  des  Nahen
Ostens!



Ein Artikel von Marvin Schutt, REVOLUTION

Bildungsstreik  2011  –
Zehntausende  gegen
Bildungsabbau und Krise

In  über  40  S täd ten
g i n g e n  S c h ü l e r ,
S t u d i e r e n d e ,
Auszubildende,  Eltern
und Lehrer,  wie  hier  in
Nürnberg auf die Straße.

Vom  7.-20.11.  fanden  die  von  der  „Internationalen  Studenten-  und
Schülerbewegung“ (ISM) ausgerufenen „Global Weeks of Education“ statt.
Auch  in  Deutschland  entschloss  sich  Mitte  September  ein  Bündnis  aus
Jugendorganisationen,  Schulstreikkomitees  und  der  Gewerkschaftsjugend,
zum  ersten  Mal  seit  2009  zu  bundesweit  koordinierten  Protestaktionen
aufzurufen.

Allein die Tatsache, dass es im September zu einer Konferenz kam, an der
sich Vertreter_innen aus circa 20 Städten versammelten, um über Aktionen
gegen  Bildungsabbau  und  Krise  zu  diskutieren,  konnte  man  als  Erfolg
verbuchen.  Doch  recht  schnell  wurde  klar,  dass  ein  wichtiger  Teil  der
Bewegung nicht bereit war, die Fehler der Vergangenheit zu diskutieren und
die  nötigen  Konsequenzen  zu  ziehen.  Politisch  gesehen  waren  die
Perspektiven, die die Bewegung in den letzten drei Monaten entwickelte,
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eher  schwach,  obwohl  sie  in  weiten  Teilen  durch  linksradikale  Gruppen
geführt wurde.

In  Ber l in  zogen  rund  7000
Demons t ran ten  durch  d i e
Innenstadt.  Unter  ihnen  auch
Aktivisten aus dem "BSB - Bündnis
Streikkomitee  Berlin",  welches
bereits  am  morgen  mehrere
h u n d e r t  S c h ü l e r  d u r c h
S t r e i k p o s t e n  u n d
Spontandemonstrationen  vor
Schulen  mobilisieren  konnte!

Das größte  Problem der  Bewegung war  aber  mit  Sicherheit  die  äußerst
ger inge  Bete i l igung  der  großen  re formis t i sch  ge führten
Jugendorganisationen, wie Solid oder den Jusos. Auch die Beteiligung der
Autonomen und des Antifamilieus war schwach. Obwohl in über 40 Städten
Aktionen  stattfanden,  war  die  Zahl  der  Teilnehmer_innen  mit  einigen
Zehntausend  geringer  als  bei  früheren  Streiks.

Nichtsdestotrotz war es möglich, einen gewissen Stamm an Aktivist_innen
für  die  Mobilisierungen  zu  begeistern.  Speziell  in  Berlin  und  Köln,  den
Zentren der Proteste, wurde deutlich, dass der Bildungsstreik mittlerweile
über eine Schicht an hoch politisierten Jugendlichen verfügt, die nicht nur an
ausgerufenen Protesten teilnimmt, sondern selbst dazu in der Lage ist, diese
zu organisieren, an Schulen und Universitäten selbst dafür zu mobilisieren
und Basisstrukturen aufzubauen.

Eine  bundesweite
Bildungsstreikkonf
e r e n z  i s t
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unerlässlich,  will
m a n  d a s
g e w o n n e n e
P o t e n t i a l  f ü r
Pro tes te  2012
nutzen.

Auch wenn nur die politisierteren, bewussteren Jugendlichen für die Proteste
im  November  gewonnen  werden  konnten,  so  waren  diese  trotzdem  ein
Erfolg. Sie waren auch wichtig, um das Mobilisierungspotenzial für mögliche
Proteste gegen die Krise und den weiteren Bildungsabbau zu überprüfen.
Denn es ist davon auszugehen, dass sich die verschärfende Wirtschaftskrise
sowie bereits verabschiedete Sparmaßnahmen, wie z.B. die Schuldenbremse
auch 2012 weiter in Kürzungen im Jugendbereich ausdrücken werden. Auch
die  Überbelastung  an  den  Universitäten  und  der  Mangel  an
Ausbildungsplätzen  werden  sich  im  nächsten  Jahr  kaum  ändern.

Deshalb braucht die Bewegung zu Beginn 2012 eine bundesweite Konferenz,
die nicht nur die Proteste auswertet und eine notwendigerweise kritische
Bilanz  der  vergangenen  zwei  Jahre  zieht.  Es  ist  außerdem  wichtig,
längerfristige Perspektiven,  sowie konkrete Planungen konkreter  Proteste
2012 zu diskutieren. Eine der wichtigsten Aufgaben für Revolutionär_innen
und  junge  Antikapitalist_innen  muss  in  diesem  Zusammenhang  sein,
einerseits  die  Gewerkschaftsjugend  und  die  reformistischen
Massenorganisationen in die Proteste zu integrieren und gleichzeitig für eine
klassenkämpferische  Politik  gegen  Krise  und  Bildungsabbau  in  der
Bewegung  einzutreten.

Ein Artikel von Georg Sax, REVOLUTION-Berlin, ebenfalls erschienen
in der Neuen Internationale


